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Antwort 
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auf die Große Anfrage der Abgeordneten Schäfer (Offenburg), Dr. Schmude, Tietjen, 
Dr. Wernitz, Dr. Emmeriich, Bernrath, Duve, Frau Dr. Hartenstein, Jansen, Kiehm, 
Dr. Nöbei, Dr. Penner, Reuter, Schröer (Mülheim), Wartenberg (Beriin), 

Ibrügger und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/2560 — 


Datenverarbeitung im Sicherheitsbereich 


Der Bundesminister des Innern - IS 2 - 601 020 - 1/4 - hat mit 
Schreiben vom 12. März 1985 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Das Bundesverfassimgsgericht hat sich in seinem Urteil zum 
Volkszählimgsgesetz vom 15. Dezember 1983 (BVerfGE 65, 
S. Iff.) mit der zwangsweisen Erhebxmg personenbezogener 
Daten zu statistischen Zwecken tmd mit der Zulässigkeit ihrer 
Nutzung für Zwecke des Verwalttmgsvollzuges befaßt. Die Ent- 
scheidimg enthält nach Auffassung der Bundesregierung darüber 
hinaus grundsätzhche rechts- xmd verfassrmgspohtisch beacht- 
hche Aussagen zur Bedeutung des Rechts auf informationeile 
Selbstbestimmung für alle Bereiche der Verwaltimg, in denen 
personenbezogene Daten erhoben und verarbeitet werden. Hier- 
auf hat die Bimdesregierung schon in ihrer Stellungnahme vom 
25. April 1984 gegenüber dem Innenausschuß des Deutschen 
Bxmdestages hingewiesen. 

Das Bundesverfassimgsgericht hat bereits vor dem Volkszäh- 
lungsurteil Entscheidungen getroffen, die wichtige Aussagen zu 
Inhalt und Tragweite des durch Artikel 2 Abs. 1 i. V. m. Artikel 1 
Abs. 1 GG geschützten allgemeinen Persönhchkeitsrechts enthal- 
ten (vgl. die Nachweise in BVerfGE 65, S. 141 ff.). Erst das Volks- 
zählungsurteil enthält jedoch eine klare Festlegung der verfas- 
sungsrechtiichen Folgerungen, die sich unter den heutigen und 
den zukünftigen Bedingungen der automatisierten Datenverar- 
beitung für den Schutz des allgemeinen Persönhchkeitsrechts 
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ergeben. Dabei hat das Gericht zugleich deutlich gemacht, daß 
die Verfügimg über personenbezogene Daten nicht allein der 
Entscheidung des einzelnen unterliegt, sondern auch das Inter- 
esse der Allgemeinheit etwa an der Sicherheit des Staates und 
seiner Bevölkenmg berücksichtigt werden muß. Die Sicherheit 
des Staates imd die von ihm zu gewährleistende Sicherheit 
seiner Bevölkerung sind - wie vom Bundesverfassungsgericht 
(BVerfGE 49, S. 24, 56 f.) ausgeführt - Verfassungswerte, die mit 
anderen im gleichen Rang stehen und unverzichtbar sind, weü die 
Institution Staat von ihnen die eigentliche und letzte Rechtferti- 
gung herleitet Dieses AUgememinteresse kann unter bestimmten 
Voraussetzungen als so gewichtig anzusehen sein, daß das Recht 
des einzelnen auf informationelle Selbstbestimmimg Einschrän- 
kungen erfahren muß. Das Bundesverfassungsgericht hat in die- 
sem Zusammenhang hervor gehoben: 

„Dieses Recht auf , informationelle Selbstbestimmung' ist nicht 
schrankenlos gewährleistet. Der einzelne hat nicht ein Recht im 
Sinne einer absoluten, uneinschränkbaren Herrschaft über 
, seine' Daten; er ist vielmehr eine sich innerhalb der sozialen 
Gemeinschaft entfaltende, auf Kommunikation angewiesene 
Persönlichkeit. Information, auch soweit sie personenbezogen 
ist, stellt ein Abbüd sozialer Realität dar, das nicht ausschließ- 
lich dem Betroffenen allein zugeordnet werden kann . . . Grund- 
sätzlich muß daher der einzelne Einschränkungen seines 
Rechts auf informationeile Selbstbestimmung im überwiegen- 
den Allgemeininteresse hinnehmen" (BVerfG a.a.O. S. 43f.). 

Aufgabe des Gesetzgebers ist es, die widerstreitenden Positionen 
zu einem angemessenen Ausgleich zu bringen. Bei der Lösung 
des Spannungsverhältnisses zwischen Individual- und Allgemein- 
interesse wäre es verfehlt, von einer minimalistischen Interpre- 
tation des Volkszählungsurteüs auszugehen. Hierdurch würden 
die vom Bundesverfassungsgericht aus Artikel 2 Abs. 1 i.V.m. Ar- 
tikel 1 Abs. 1 GG hergeleiteten Grundsätze unzulässig verkürzt. 
Andererseits wäre es ebenso verfehlt, eine maxiirialistische Inter- 
pretation zugrunde zu legen. Sie könnte zu einer Vielzahl schwer 
überschaubarer gesetzhcher Regelungen sowie zum Stillstand 
weiter Teüe der Verwaltimg und teüs auch zu einem erhebhchen 
Bürokratiezuwachs führen. Im Ergebnis würde dies der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 und 
auch seiner sonstigen Rechtsprechung auf diesem Gebiet, die den 
Erfordernissen staatlicher Aufgabenerfüllung stets Rechnung 
getragen hat, nicht gerecht. Eine ausgewogene, sachgerechte 
Lösung läßt sich letztlich nur über eine moderate Interpretation 
des Urteüs erreichen. 

Die Bundesregierung hat in Abstimmung mit den Landesregie- 
rungen die zuständigen Gremien veranlaßt zu prüfen, ob und 
inwieweit die für die Erhebung und Verarbeitung personenbe- 
zogener Daten im Sicherheitsbereich vorhandenen gesetzhchen 
Grundlagen präzisiert oder ergänzt werden müssen. Ausgangs- 
punkt für die Prüfung ist dabei nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der vom Bundesverfassungsgericht im Volkszählungsurteü 
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vorgegebene Maßstab, daß Beschränkungen des Rechts auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung 

— einer gesetzhchen Ermächtigungsgrundlage bedürfen, aus der 
sich die Voraussetzungen und der Umfang der Beschränkun- 
gen klar und für den Bürger erkennbar ergeben, 

— den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, insbesondere die 
gebotene Begrenzung der Datensammlung auf das erforder- 
hche Maß, beachten müssen und 

— mit organisatorischen und verfahrensrechtlichen Vorkehrim- 
gen verknüpft werden, die der Gefahr einer Verletzung des 
Persönhchkeitsrechts entgegenwirken. 

Auf dieser Grundlage beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Informationsgewinnung und -Verarbeitung im Sicherheitsbereich 
durch das Bundeskriminalamt, den Bundesgrenzschutz, das Bun- 
desamt für Verfassungsschutz und den Militärischen Abschirm- 
dienst sowie im Bereich der Strafverfolgung gesetzlich neu zu 
regeln. In diesem Rahmen wird auch geprüft, welche gesetzlichen 
Regelungen für die Tätigkeiten des Bundesnachrichtendienstes 
erforderlich sind. Auf diese Gesetzesvorhaben hat der Bundes- 
minister des Innern bereits im Rahmen der Plenarsitzung vom 
20. September 1984 anläßlich der Beantwortung der Großen 
Anfrage zum Gesetz über Personalausweise (Drucksache 10/85 
S. 6192) und in der Haushaltsdebatte des Deutschen Bundestages 
am 28. November 1984 hingewiesen (vgl. Plenarprotokoll 10/104 
S. 7646). 

Wie die vielfältigen Auswirkungen des Volkszählungsurteüs kon- 
kret auszugestalten und in die vorgenannten Gesetzgebungsvor- 
haben einzufügen sind, kann gegenwärtig angesichts der Kom- 
plexität der aufgeworfenen Fragen und des besonderen Abstim- 
mungsbedarfs zwischen Bund und Ländern noch nicht dargestellt 
werden. Die Bundesregierung betont erneut, daß sie um eine 
möghchst schnelle Umsetzung des Volkszählungsurteüs bemüht 
ist imd die Gesetzesvorhaben noch in dieser Legislaturperiode 
einbringen wird. 


1 . Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um den in dem 
Urteil des Bimdesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 auf- 
gestellten Anforderungen an die Datenverarbeitung auch hinsicht- 
lich des Informationsverhaltens der Sicherheitsbehörden des 
Bxmdes, nämlich 

— des Bundeskiiminalamtes, 

— des Bundesgrenzschutzes, 

— des Bimdesamtes für Verfassungsschutz, 

— des Mihtärischen Abschirmdienstes, 

— des Bundesnachrichtendienstes 

Rechnung zu tragen? 


Die Bundesregierung hat dem Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages vom 25. April 1984 mitgeteilt, daß sie wegen der 
gnmdsätzhchen Bedeutung des Volkszählungsurteils in Abstim- 
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mung mit den Ländern prüfen werde, welche Folgerungen für das 
Bundesdatenschutzgesetz, das Personalausweisgesetz rmd auch 
für andere Rechtsmaterien zu ziehen seien; dabei werde sie den 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 17. Januar 1980 
berücksichtigen, in dem die Bundesregierung ersucht wird, die 
Arbeiten zur Entwicklimg bereichsspezifischer Datenschutzrege- 
lungeii für die Sicherheitsbehörden nachdrücklich fortzusetzen. 
Hinsichtlich des Personalausweisgesetzes haben die Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP im Deutschen Bundestag am 25. Oktober 
1984 den Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Personalausweise (Drucksache 10/2177) ein- 
gebracht, der den Grundsätzen des Volkszählungsurteüs Rech- 
nung trägt. Inzwischen hat die Bundesregierung auch den Ent- 
wurf eines Paßgesetzes mit entsprechenden Schutzvorschriften 
beschlossen. 

Die Bimdesregienmg vertritt gemeinsam mit den Innenministern 
der Länder die Auffasstmg, daß aus dem Urteil erhebliche Folge- 
rungen für die Datenerhebung und die Datenverarbeitung im 
Bereich der Polizei- und der Verfassungsschutzbehörden zu zie- 
hen sind. Dementsprechend hat die Innenministerkonferenz in 
ihrer Sitzung am 13, Jimi 1984 ihre zuständigen Arbeitskreise 
beauftragt, einen Bericht mit Formuhenmgsvorschlägen für 
fachspezifische gesetzliche Regelungen für die Informationsge- 
winnung \md -Verarbeitung im Bereich der Polizei und der Verfas- 
sungsschutzbehörden baldmöglich vorzulegen. Die Arbeiten 
konnten noch nicht abgeschlossen werden, da Schwierigkeiten 
und Sensibilität der Materie äußerste Sorgfalt und eingehende 
Abstimmung nicht nur zwischen Bxind imd Ländern, sondern auch 
mit unmittelbar berührten Rechtsgebieten, wie z. B. der Strafpro- 
zeßordnung und den Querschnittsgesetzen (Datenschutzgesetze, 
Verwaltimgsverfahrensgesetze) , erfordern. 

Im einzelnen erstrecken sich die Arbeiten auf die Ergänzung des 
Musterentwurfes eines einheitlichen Polizeigesetzes des Bundes 
und der Länder, der Polizeigesetze des Bundes sowie des Bundes- 
verfassungsschutzgesetzes. 

Darüber hinaus wird im Rahmen einer Novellierung des' Straßen- 
verkehrsgesetzes an einer gesetzlichen Regelung, die auch den 
Abruf von Daten durch die Polizei aus dem Zentralen Verkehrs- 
informationssystem ZEVIS sowie die Datenübermittlung an 
andere Sicherheitsbehörden zum Gegenstand haben soll, gear- 
beitet. 

Ferner wird - wie in der Vorbemerkung bereits ausgeführt ~ 
geprüft, in welcher Weise die Aufgaben und Befugnisse des 
Militärischen Abschirmdienstes gesetzlich geregelt und wie die 
Rechtsgnmdlagen für die informationeile Zusammenarbeit zwi- 
schen den Sicherheitsbehörden des Bimdes und der Länder ver- 
bessert werden können. Diese beiden Problemkreise lassen sich 
voraussichtlich am besten durch die Schaffung eines MAD-Geset- 
zes und eines Gesetzes über die informationelle Zusammenarbeit 
des Bimdes und der Länder in Angelegenheiten des Staats- und 
Verfassungsschutzes lösen. Im Rahmen der Erarbeitung eines 
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solchen Zusammenarbeitsgesetzes wird geprüft, welche gesetz- 
üchen Regelimgen für die Tätigkeit des Bundesnachrichtendien- 
stes sowie den Informationsaustausch zwischen Grenzpoüzei- 
behörden und Nachrichtendiensten erforderhch sind. 


2. Hat die Bundesregierung ein Konzept entwickelt, das - bei aller 
sachlich gebotenen Differenzierung in Teilbereichen - als Grund- 
lage für eine verfassungsgemäße Ausgestaltung der Informations- 
beziehungen im Sicherheitsbereich dienen könnte? 

Ja. 

Bei den gesamten Überlegungen für gesetzgeberische Konse- 
quenzen aus dem Volkszählungsurteil kommt es darauf an, im 
Bereich der inneren Sicherheit ausgewogene Lösungen zu finden. 
Sowohl das Recht auf informationelle Selbstbestimmung als auch 
die Notwendigkeit, die freiheitlich demokratische Grundordnung, 
den Bestand und die Sicherheit des Bundes und der Länder und 
die Sicherheitsinteressen der Bürger zu schützen, müssen berück- 
sichtigt werden. Das Konzept der Bundesregierung sieht darüber 
hinaus vor, daß gesetzhche Regelungen die Rechtseinheitlichkeit 
im Bund und in den Ländern soweit wie möghch erhalten. Sie sind 
ferner auf das notwendige Maß zu beschränken, um einer Nor- 
menflut entgegenzuwirken. Wenngleich Regelungen im Sicher- 
heitsbereich nicht gänzhch auf angemessen definierte General- 
klauseln verzichten können, wird angestrebt, durch möglichst 
detailherte bereichsspezifische gesetzhche Bestimmungen die 
erforderhchen Einschränkungen des informationeilen Selbstbe- 
stimmungsrechts zu verdeuthchen. Neue gesetzhche Regelungen 
müssen den Sicherheitsbehörden die erforderhchen Befugnisse 
geben oder erhalten, damit sie ihre im Interesse der Sicherheit der 
Bürger hegenden Aufgaben wirksam erfüUen können. Die beste- 
hende Praxis der durch das Grundgesetz vorgegebenen 
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden soh - soweit dies mit 
den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Maßstäben ver- 
einbar ist — erhalten bleiben. 

Nach den VorsteUimgen der Bundesregienmg soUten die 
bereichsspezifischen Regelungen im Bereich der Pohzei sowie der 
Verfassungsschutzbehörden im einzelnen wie folgt strukturiert 
sein: 

In den Musterentwurf eines einheithchen Pohzeigesetzes des 
Bundes und der Länder sind Vorschriften aufzunehmen u. a. für 

— die Datenerhebung im Bereich der Gefahrenabwehr, ein- 
schheßhch der vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten, 

— besondere Formen der Datenerhebung, wie pohzeihche Beob- 
achtimg und ggf. Einsatz technischer Hilfsmittel nüt beson- 
derer Eingriffsquahtät, 

— Datenspeichenmg mit abgestuften Voraussetzungen, 

— Datenabgleich und Rasterfahndung, 
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— Datenübermittlung mit jeweüs abgestuften Voraussetzungen 
innerhalb der Polizei oder von der Polizei an andere Behörden 
und Stellen sowie schließlich von anderen Behörden und 
Stellen an die Polizei, 

— Löschungsregelungen. 

Außerdem muß der Musterentwurf in einem zweiten Schritt dar- 
aufhin analysiert werden, was in die Pohzeigesetze des Bundes 
übernommen werden kann imd was ergänzend zu regeln ist. 

Der Zugriff der Polizei auf das Zentrale Verkehrsinformations- 
system ZEVIS sowie die Datenübermittlungen an andere Sicher- 
heitsbehörden sollen - wie in der Antwort zu Frage 1 bereits aus- 
geführt — im Rahmen einer Änderung des Straßenverkehrsgeset- 
zes geregelt werden. 

Die Befugnisse des Bundesamtes für Verfassungsschutz werden 
nach dem derzeitigen Stand der Überlegungen in eine eigene 
-neue - Vorschrift aufgenommen, die u. a. die Ermächtigung 
enthält, personenbezogene Daten zu sammeln, zu erheben, zu 
speichern, auszuwerten und gewonnene Erkenntnisse zu über- 
mitteln. Die gesetzlichen Voraussetzungen, die dem BfV die 
Befugnis einräumen, personenbezogene Daten zu erheben und zu 
verarbeiten, sollen sodann in Einzelvorschriften präzisiert werden. 
Dabei wird auch zu prüfen sein, inwieweit in das Bundesverfas- 
sungsschutzgesetz weitere spezielle Datenschutzvorschriften auf- 
genommen werden sollen. 

In das geplante Zusammenarbeitsgesetz der Sicherheitsbehörden 
werden nach dem derzeitigen Stand der Überlegungen Übermitt- 
lungsvorschriften für die Zusammenarbeit 

— der Nachrichtendienste untereinander, soweit gesetzüche Vor- 
schriften noch nicht bestehen, und 

— zwischen der Pohzei des Bundes und der Länder und den 
Nachrichtendiensten 

in Angelegenheiten des Staats- und Verfassungsschutzes aufge- 
nommen. Die Zulässigkeit der Übermittlung personenbezogener 
Daten soll an präzise gesetzüche Voraussetzungen gebunden 
werden. Dabei ist u. a. zu unterscheiden 

— an welche Sicherheitsbehörden übermittelt wird; 

die Übermittlung innerhalb der Nachrichtendienste hat eine 
andere Quaütät als die zwischen der Pohzei und diesen 
Diensten, 

— auf welche Art und Weise die übermittelten Daten erhoben 
worden sind, 

— die Sensibüität der zu übermittelnden Daten, z. B. von G 10- 
Erkenntnissen. 

Die für den Müitärischen Abschirmdienst erwogenen Lösungs- 
modelle lehnen sich an das Bundesverfassungsschutzgesetz an. 
Die Frage, wie eine eigenständige Regelung für den Müitärischen 
Abschirmdienst aussehen könnte, läßt sich daher erst dann 
abschüeßend beantworten, wenn der Inhalt der NoveUierung des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes endgültig feststeht. 
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3. Welche zeitlichen Vorstellungen hat die Bundesregierung entwik- 
kelt, um die als erforderlich erachteten Maßnahmen umzusetzen? 
Wann ist mit der Vorlage entsprechender Gesetzentwürfe ans 
Parlament zu rechnen? 

Welche Übergangsmaßnahmen hat die Bundesregierung nach 
Erlaß des Volkszählungsurteils bereits ergriffen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Entwürfe für bereichs- 
spezifische Regelungen im Sicherheitsbereich noch in dieser 
Legislaturperiode einzubringen. Dabei wird eine Behandlimg 
durch den Deutschen Bundestag noch im Jahre 1985 angestrebt. 

Die Bundesregierung hält unter diesen Umständen - auch im 
Hinblick auf bereits bestehende Verwaltimgsvorschriften für die 
Datenverarbeitung bei den Sicherheitsbehörden (z. B. KpS- 
Dateienrichtiinien, NADIS-Löschungsrichtlinien) - besondere 
Vorschriften für Übergangsmaßnahmen nach Erlaß des Volkszäh- 
lungsurteüs nicht für erforderlich. Soweit Rechtsgrundlagen für 
die Erhebung und die Verarbeitung peronenbezogener Daten im 
Sicherheitsbereich aufgrund der fortentwickelten Verfassungs- 
interpretation im Volkszählungsurteü des Bundesverfassungs- 
gerichts notwendig, aber nicht vorhanden sind oder vorhandene 
als nicht ausreichend angesehen werden müssen, bleibt - unbe- 
schadet der Pflicht, die Datenverarbeitimgspraxis anhand der 
Maßstäbe des Verfassungsgerichtsurteüs zu überprüfen - das 
geltende Recht nach ständiger Rechtsprechung des Bimdesver- 
fassungsgerichts (vgl. BVerfGE 41, S. 251 ff., 267; 58, S. 257, 280) 
noch übergangsweise anwendbar. 


4. Welche Regelungen hält die Bundesregierung im Bereich der 
Sicherheitsbehörden des Bundes und ihrer Zusammenarbeit mit 
anderen Behörden, auch der Länder, für erforderhch, um dem vom 
Bundesverfassungsgericht aufgestellten Grundsatz zu genügen, 
der Bürger müsse wissen können, wer was wann und bei welcher 
Gelegenheit über ihn wisse? 


Die Bimdesregierung beabsichtigt, die Fachgesetze der Sicher- 
heitsbehörden sowie das vorerwähnte Gesetz über die informatio- 
nelle Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Angelegen- 
heiten des Staats- und Verfassungsschutzes so zu fassen, daß der 
Informationsaustausch zwischen den Sicherheitsbehörden für den 
Bürger transparenter wird. 


5. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung für den 
Sicherheitsbereich aus dem Grundsatz, daß Einschränkungen des 
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung nur im überwiegen- 
den Allgemeininteresse und aufgrund einer speziellen gesetz- 
lichen Befugnis zur Verarbeitung personenbezogener Daten zu- 
lässig sind? 


Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, hält es die 
Bimdesregierung für notwendig, die im Sicherheitsbereich gel- 
tenden Rechtsvorschriften zu überarbeiten und dabei neue präzi- 
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sierende Ermächtigungsgrundlagen für die Erhebung imd Verar- 
beitung personenbezogener Daten in dem Umfang zu schaffen, 
wie dies durch die Maßstäbe des Bundesverfassungsgerichts im 
Volkszählimgsurteil gefordert wird. Wegen der weiteren Einzel- 
heiten wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 Bezug 
genommen. 


6. Welche konkreten Maßnahmen, differenziert nach den einzelnen 
Sicherheitsbehörden 

— Bundeskriminalamt, 

— Bundesgrenzschutz, 

— Bundesamt für Verfassungsschutz, 

— Bimdesnachrichtendienst, 

— Militärischer Abschirmdienst 

beabsichtigt die Bundesregienmg zur Regelimg der Infor- . 
mationserhebung? 

Wie gedenkt sie insbesondere den Gnmdrechtsschutz bei Er- 
hebungsmethoden wie 

a) Befragung des Betroffenen, 

b) Befragung Dritter, 

c) Observation, 

d) Lauschangriff und Einsatz anderer technischer Mittel, 

e) Ausforschung von Versammlungen 

zu gewährleisten? 


Die Bundesregierung beabsichtigt, wie zuvor dargestellt, in die 
Fachgesetze der Sicherheitsbehörden spezielle Ermächtigungs- 
giundlagen für die Erhebung personenbezogener Daten aufzu- 
nehmen. Die Zulässigkeitsvoraussetzungen dieser Ermächti- 
gungsyorschriften richten sich unter Beachtung der Grundrechte 
der betroffenen Person und der Sicherheitsbelange nach der 
unterschiedlichen Art und Weise der Erhebung sowie der Sensi- 
bilität der Daten. 


7. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, die Vorschriften 
über die Anfertigung, Aufbewahnmg und sonstige Verwertung 
erkennungsdienstlicher Unterlagen zu verändern? 

Wenn ja, welche konkreten Maßnahmen plant die Bundes- 
regienmg bis zum Inkrafttreten entsprechender neuer Rechtsvor- 
schriften? 


Die Prüfung der Notwendigkeit, diese Vorschriften zu verändern, 
ist noch nicht abgeschlossen. 

Im Hinblick auf die bestehenden gesetzlichen Vorschriften und 
die einschlägigen Erkennungsdienstlichen Richtlinien hält die 
Bundesre0erung Übergangsregelimgen für nicht erforderlich. 


8. Welche Maßnahmen plant die Bundesregienmg, um im Sicher- 
heitsbereich dem vom Bimdesverfassungsgericht aufgestellten 
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Grundsatz der konkreten und präzisen gesetzlichen Zweckbestim- 
mung Rechnung zu tragen? 

Welche Maßnahmen plant sie insbesondere hinsichtlich der poli- 
zeilichen Informationssysteme 

— Kriminalaktennachweis (KAN), 

— Aktenauswertungssysteme (PIOS-Dateien), 

— Spurendokumentationssysteme (SPUDOK-Dateien), 

— Textverarbeihmgssystem (TESCH, FISCH)? 

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung für die 
verschiedenen personenbezogenen Datensammlungen der Nach- 
richtendienste? 

Nach Auffassung der Bundesregierung kommt dem Zweckbe- 
stimmungsprinzip bei der Datenverarbeitung im Sicherheits- 
bereich hohe Bedeutung zu. Bei dem Grad der zu fordernden 
Bestimmtheit müssen aber auch Sicherheitsbelange berücksich- 
tigt werden. 

Zweckbindungsregelungen bedürfen einer sorgfältigen Ab- 
wägimg nüt anderen verfassungsrechtlich geschützten Gütern. 
Bei der Erarbeitung bereichsspezifischer Regelungen wird dem 
Rechnung getragen, 

Zugriff auf die Dateien des polizeilichen Informationssystems 
INPOL haben - abgesehen vom Zollkriminalinstitut, das Zugriff 
auf einige Dateien des INPOL- Systems im Rahmen seiner Auf- 
gabenerfüllung hat, und von drei probeweise an die Fahndungs- 
datei angeschlossenen Staatsanwaltschaften - nur Polizeidienst- 
stellen. Die Daten werden für Zwecke der Gefahrenabwehr, ins- 
besondere der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung, und der 
Strafverfolgung gespeichert. Daten, die sich auf Beschuldigte und 
Tatverdächtige beziehen, müssen der Polizei im internen Dienst- 
verkehr zur Verfügung stehen, soweit keine gesetzlichen Verwer- 
timgsbeschränkungen oder Zugriffsbeschränkungen bestimmter 
Polizeidienststellen auf bestimmte Dateien im Hinblick auf den 
Erforderlichkeitsgrundsatz bestehen. Soweit im Einzelfall die 
Speicherung von Daten anderer Personen (insbesondere von Kon- 
taktpersonen zu Tätern schwerwiegender Straftaten) unverzicht- 
bar ist, sehen bereits die Errichtungsanordnungen für die in Frage 
kommenden Dateien engere Zweckbindungsregelungen vor. 

Die Bundesregierung plant, dem Grundsatz der gesetzlichen 
Zweckbestimmung in den bereichsspezifischen Regelungen der 
Nachrichtendienste Rechnung zu tragen. 


9. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus dem 
vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten gnmdsätzlichen Ver- 
bot der „Datensammlung auf Vorrat zu unbestimmten Zwecken"? 

Im Bereich der Sicherheitsbehörden findet eine Datensammlung 
auf Vorrat „zu unbestimmten Zwecken" nicht statt. Schlußfolge- 
rungen für den Sicherheitsbereich können daher aus dem Volks- 
zählungsurteil insoweit nur gezogen werden, als auch in Zukunft 
eine solche Datensammlung nicht erfolgen darf - was übrigens 
auch nicht beabsichtigt ist. 
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Soweit die Frage auf das Problem abzielt, daß die Sicherheits- 
behörden eine Reihe von Daten sammeln, deren Relevanz für die 
rechtmäßige Aufgabenerfüllung noch nicht abschließend beurteüt 
werden kann, werden die bestehenden verfahrensrechtlichen 
Regelungen überprüft sowie ggf. neue Vorschriften geschaffen. 


10. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für erforderlich, um 
den vom Bundesverfassungsgericht geforderten „amtshilfefesten" 
Schutz gegen Zweckentfremdung von Daten zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung stimmt mit der Auffassung des Bundesver- 
fassungsgerichts darin überein, daß es zu einem Mißbrauch von 
personenbezogenen Daten durch Verwendung für gesetzlich 
nicht gedeckte Zwecke nicht kommen darf. Die Gesetzentwürfe, 
die sie dem Deutschen Bundestag vorlegen wird, werden daher 
die erforderlichen Regelungen für die zulässige Verwendung per- 
sonenbezogener Daten enthalten. Dies schließt ggf. auch aus- 
drückliche Weitergabeverbote ein. 


11. Welche Regelungen sind nach Auflösung der Bundesregierung 
erforderlich, um dem verfassungsrechtlichen Verbot der automati- 
sierten Herstellung von Persönlichkeitsprofilen und Bewegimgs- 
bildem zu genügen? 

Gibt es derartige automatisiert hergestellte Persönlichkeitsprofile 
\md Bewegungsbilder derzeit im Bereich der Sicherheitsbehörden 
des Bimdes? Wenn ja, welche Arten? 

Die in der öffentlichen Diskussion befindlichen Begriffe „Persön- 
lichkeitsprofüe" und „Bewegimgsbüder" werden in unterschied- 
lichem Sinne verwandt und sind rechtlich kaum präzisierbar. Ein 
absolutes Verbot der „automatisierten Herstellung von Persön- 
lichkeitsprofüen und Bewegungsbüdem" ist weder der Verfas- 
sung noch dem Volkszählungsurteü des Bimdesverfassungsge- 
richts zu entnehmen. Im Hinblick auf die verschiedenen einschlä- 
gigen allgemeinen und bereichsspezifischen Gesetzesbestim- 
mungen, insbesondere auch den Erforderlichkeitsgnmdsatz des 
Bundesdatenschutzgesetzes sowie auf die Rechtsprechung des 
Bundesverfassimgsgerichts (vgl. z. B. Mikrozensus-Beschluß - 
BVerfGE 27, 1, 6), ist es bereits heute unztdässig, umfassend aus 
verschiedenen Bereichen der öffentlichen Verwaltung Daten über 
Personen zusammenzuführen. Persönhchkeitsprofüe und Bewe- 
gungsbüder in diesem umfassenden Sinne werden im Bereich der 
Sicherheitsbehörden demzufolge auch nicht angefertigt. 

Auch bei der Datenverarbeitung im Sicherheitsbereich geht es bei 
der Speicherung von personenbezogenen Daten immer nur um 
die dem jeweiligen Zweck entsprechenden, erforderlichen Einzel- 
angaben zur Person. 

Unter bestimmten Voraussetzungen ist das punktuelle Festhalten 
von der Identifizierung dienenden sozialen Merkmalen oder des 
Antreffens einer bestimmten Person an einem bestimmten Ort für 
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die Sicherheitsbehörden unverzichtbar. In diesem Zusammen- 
hang hält die Bundesregierung bestimmte Ergänzungen gesetz- 
licher Regelimgen für notwendig. Gemäß dem Beschluß des Deut- 
schen Bundestages zum 5. Tätigkeitsbericht des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz prüft die Bundesregierung, ob für 
polizeiliche Beobachtungen auch im Rahmen einer konkreten 
Straftat die bisherige Rechtsgrundlage (§§ 161, 163 StPO) aus- 
reicht oder eine besondere gesetzliche Regelung erforderlich ist. 
Entsprechendes gilt für die polizeiliche Beobachtung im Bereich 
der Gefahrenabwehr, die in den Polizeigesetzen zu regeln wäre. 
Im übrigen wird auf § 3 a des Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalausweise (Drucksache 10/ 
2177) hingewiesen. 


12. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um die Raster- 
fahndimg (Dateienabgleich) im Sicherheitsbereich rechtlich zu 
regeln? 

Gemäß dem Beschlxiß des Deutschen Bundestages zum Fünften 
Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
prüft die Bundesregierung, ob für Maßnahmen der „Rasterfahn- 
dung" im Rahmen der Strafverfolgung die Aufnahme einer spe- 
ziellen gesetzlichen Bestimmung in der Strafprozeßordnung erfor- 
derlich ist. Entsprechendes güt für etwa erforderliche Rasterfahn- 
dungsmaßnahmen im Bereich der Gefahrenabwehr, die im 
Polizeirecht zu regeln wären. 


13. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung von der künftigen 
Ausgestaltung der Informationsübermittlung zwischen den Behör- 
den der inneren Sicherheit untereinander (insbesondere zwischen 
Polizei und Verfassungsschutz)? 

Die Bundesregierung beabsichtigt - wie bereits ausgeführt -, ein 
Gesetz über die informationelle Zusammenarbeit der Sicherheits- 
behörden des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des 
Staats- und Verfassungsschutzes einzubringen. 

Im Rahmen dieses Gesetzesvorhabens wird die Informationsüber- 
mittlung zwischen den Behörden der inneren Sicherheit unterein- 
ander (insbesondere zwischen Polizei und Verfassungsschutz) 
geregelt. Die Regelung der Zusammenarbeit zwischen den Ver- 
fassimgsschutzbehörden des Bundes und der Länder nach dem 
Bundesverfassungsschutzgesetz bleibt hiervon unberührt. 


14. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über die gesetz- 
liche Regelung der Verwendung von personenbezogenen Daten 
aus der Strafverfolgung für Zwecke der polizeüichen Gefahren- 
abwehr? 
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Die Prüfung, ob und ggf. welche weiteren gesetzlichen Regelun- 
gen über die Verwendung von personenbezogenen Daten aus der 
'Strafverfolgung für Zwecke der polizeilichen Gefahrenabwehr 
erforderlich sind, ist noch nicht abgeschlossen. 


15. Welche gesetzlichen Vorschriften hält die Bundesregierung auf- 
grund des Volkszählungsurteils für die Amtshüfe der Grenzbehör- 
den für die Nachrichtendienste für erforderlich? 

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierimg bis zum 
Inkrafttreten entsprechender gesetzlicher Vorschriften? 

Wie sich aus der Antwort zu Frage 2 ergibt, plant die Bundesregie- 
rung, in die dort genannten Gesetzesvorhaben auch besondere 
Regelungen über die Amtshüfe der Grenzpohzeibehörden für die 
Nachrichtendienste aufzunehmen. 

Die auf der Grundlage des geltenden Rechts mit Wirkung vom 
1. Dezember 1981 in Kraft gesetzte Dienstanweisung zur Durch- 
führung der Amtshilfeersuchen findet weiter Anwendung. 


16. Wie gedenkt die Bundesregierung den Zugriff der Polizei auf 
Fremddatenbestände (z. B. Melderegister, geplantes Personalaus- 
weisregister, geplantes Zentrales Verkehrsinformationssystem, 
Ausländerzentralregister, Bundeszentralregister) zu regeln? 

Die Bundesregierung vertritt zur Frage des Zugriffs der Polizei auf 

die genannten Register folgende Auffassimg: 

— Datenübermittlungen aus den Melderegistern der Melde- 
behörden an die Pohzei richten sich ausschließlich nach Lan- 
desrecht. Einschlägig sind insoweit die nach Maßgabe des 
Melderechtsrahmengesetzes erlasenen Meldegesetze der Län- 
der. Detaillierte Regelungen für regelmäßige Datenübermitt- 
limgen der Meldebehördd'n an die Polizei sind darüber hinaus 
in den aufgrund der Landesmeldegesetze erlassenen Melde- 
daten-Übermittlungsverordnungen (der Länder) getroffen wor- 
den. 

Die Bundesregierimg sieht zur Zeit keine Veranlassung, inso- 
weit auf eine inhaltiiche Änderung des Melderechtsrahmen- 
gesetzes hinzuwirken. 

— Inhalt, Zweck und Benutzung des übrigens schon jetzt bei den 
zuständigen örtlichen Behörden geführten Personalausweis- 
registers werden im Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über Personalausweise (Drucksache 10/ 
2177) ausdrücklich geregelt, wobei die Übermittlung von Daten 
aus diesem Register an andere Behörden nur in engumschrie- 
benen Fällen zugelassen wird. 

— Für den Zugriff der Polizei auf das Zentrale Verkehrsinfor- 
mationssystem (ZEVIS) ist eine bereichsspezifische Regelung 
durch eine Ergänzimg des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) 
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vorgesehen. In dieser Regelung soll bestimmt werden, daß an 
die Polizeidienststellen die erforderlichen Daten nur für die 
gesetzüch festgelegten Zwecke übermittelt werden dürfen. Die 
Erörterungen über den Vorentwurf für eine Änderung des 
StVG sind noch nicht abgeschlossen. 

— Eine Bund-Länderarbeitsgruppe überprüft zur Zeit das Auslän- 
derzentralregister. Dabei wird insbesondere untersucht, inwie- 
weit personenbezogene Daten unter Beachtung des Daten- 
schutzes an andere Behörden, darunter die Pohzei, übermittelt 
werden dürfen. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Zuläs- 
sigkeit der Datenübermittlung aus dem Ausländerzentralregi- 
ster einschheßüch des Direktabrufes in Rechtsvorschriften zu 
regeln. 

— Eine unmittelbare Zugriffsmöghchkeit der Pohzei auf die 
Datenbestände des bei dem Generalbundesanwalt bei dem 
Bundesgerichtshof geführten zentralen Registers (Bundeszen- 
tralregister) besteht nicht und ist auch derzeit nicht vorge- 
sehen. Die Auskunftsberechtigung der Pohzei ist im Gesetz 
über das Zentralregister (Bundeszentralregistergesetz - BZRG) 
— zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Bundeszentralregistergesetzes (2. BZRÄndG) vom 17. Juh 1984 
(BGBl. I S. 990) - in der ab 31. Januar 1985 geltenden Neufas- 
sung (BGBl. 1984 I S. 1229; 1985 I S. 195) abschheßend ge- 
regelt. Danach darf, von Führungszeugnissen (§ 29 BZRG) ab- 
gesehen, die jede Verwaltungsbehörde erhält, ledighch den 
Kriminaldienst verrichtenden Dienststellen der Pohzei nur für 
Zwecke der Verhütung und Verfolgung von Straftaten von 
Eintragungen, die in ein Führungszeugnis nicht aufgenommen 
werden, sowie von Steckbriefnachrichten und Suchvermerken 
Kenntnis gegeben werden: § 41 Abs. 1 Nr. 5 BZRG. Die Aus- 
kunft wird den PohzeidienststeUen wie auch den anderen in 
§41 Abs. 1 BZRG genannten auskunftsberechtigten Stellen 
gemäß § 41 Abs. 4 nur auf ausdrückhches Ersuchen erteilt. 
Dabei ist der Zweck anzugeben, für den die Auskunft benötigt 
wird; die Auskunft darf nur für diesen Zweck verwertet 
werden. 


17. Im neuen Zentralen Verkehrsinformationssystem (ZEVIS) sind die 
Daten aller Halter von Kraftfahrzeugen in der Bundesrepubhk 
Deutschland gespeichert. 

Wie gedenkt die Bundesregierung dem Grundsatz der Zweckbin- 
dung der Daten hinsichtiich der im Rahmen von ZEVIS gespeicher- 
ten Daten Rechnung zu tragen? 

Welche Online-Anschlüsse (d. h. Direktabruf-Verfahren, bei dem 
im einzelnen Fall die Berechtigung der Abfragen vor Erteilung der 
Auskunft nicht mehr überprüft werden kann) beabsichtigt die 
Bundesregienmg zuzulassen? 

Welche Onhne- Anschlüsse an ZEVIS bestehen derzeit und auf 
welcher rechtlichen Gnmdlage beruhen sie? 

Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei Einführung der 
sogenannten P- Anfrage {d. h. die Anfrage mit Hilfe der Perso- 
nalien, auf die hin unter anderem die Anschrift des Halters über- 
mittelt wird) die Gefahr droht, daß das Zentrale Verkehrsinforma- 
tionssystem wie ein Ersatz-Bimdesadreßregister genutzt werden 
könnte? 
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Wie gedenkt die Bundesregierung der Gefahr entgegenzu wirken, 
daß bei Einführung der sogenannten H-Anfrage (d. h. der Anfrage 
mit Hilfe des Kennzeichens, bei der der Name imd die Adresse des 
Halters übermittelt wird) ständig im fließenden Verkehr durch die 
Polizei heimlich Identifizienmgen vorgenommen werden können, 
ohne daß der Betroffene davon etwas bemerkt? 

Durch ZEVIS sind beim Kraftfahrt-Bundesamt folgende Dateien 
zusammengefaßt: 

— Register der Fahrzeuge mit amtlichem Kennzeichen, 

— Register der Fahrzeuge mit Versicherungskennzeichen, 

— Verkehrszentralregister (nur bezüglich der Daten über ent- 
zogene und versagte Fahrerlaubnisse). 

Die geplante bereichsspezifische Regelung wird genau festlegen, 
für welche Zwecke im Rahmen von ZEVIS die erforderlichen 
Daten gespeichert und übermittelt werden dürfen. 

Zur Zeit sind etwa 130 Online-Anschlüsse vor allem von Polizei- 
dienststellen in Baden- Württemberg, Bayern, Schleswig-Holstein, 
Saarland, Hamburg, Berlin, Bonn und Düsseldorf sowie beim 
Bundeskriminalamt und bei der Grenzschutzdirektion Koblenz in 
Betrieb. Der Direktabruf mit den Personalien des Halters (sog. On- 
line-P- Abfrage) ist bisher nicht realisiert. 

Die derzeitigen Rechtsgrundlagen sind bis zur Schaffung der 
geplanten bereichsspezifischen Regelung die Vorschrift des § 2 
Nr. 2 des Gesetzes über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundes- 
amtes vom 4. August 1951 (BGBl. I S. 488), § 29 ff. Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), §§ 28 bis 30 StVG und § 
13 ff. StVZO sowie die Vorschriften des Bundesdatenschutzgeset- 
zes (BDSG), insbesondere dessen § 10. 

Vorerst ist vom weiteren Ausbau der Zugriffsmöglichkeiten auf 
ZEVIS über den seit Herbst 1983 erreichten Stand hinaus abge- 
sehen worden; die Anwendung findet im Rahmen des zu diesem 
Zeitpunkt erreichten Standes weiterhin statt (vgl. Beschlußemp- 
fehlung Nr. 11 des Innenausschusses in Drucksache 10/1719, 
gebilligt durch BT-Beschluß vom 20. September 1984). 

Die Bundesregierung beabsichtigt - wie bereits zu Frage 16 aus- 
geführt -, durch eine Novelle zum Straßenverkehrsgesetz die 
Errichtung und Fühnmg der Fahrzeugregister, insbesondere 
ZEVIS, auf eine bereichsspezifische gesetzüche Grundlage zu 
stellen. Dabei sollen auch Vorschriften über den Direktabruf im 
automatisierten Verfahren geschaffen werden. 

Die Beratimgen über den Vorentwurf für eine Änderung des StVG 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Die Polizei ist auch bei den einzelnen Halterabfragen an den 
Erforderlichkeitsgrundsatz und die im Entwurf vorgesehene 
Zweckbindung gebunden. Die Polizei hat im übrigen weder die 
Kapazität noch überhaupt ein Interesse, „ständig im fließenden 
Verkehr heimlich Identifizierungen" vorzunehmeri, abgesehen 
davon, daß mit der „heimlichen" Halteranfrage schon deshalb 
keine Identifizienmgen zulässig vorgenommen werden können, 
weü Halter und Fahrer nicht identisch zu sein brauchen. 
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18. Auf welche Weise möchte die Bundesregierung das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmxmg im grenzüberschreitenden 
Datenverkehr der Sicherheitsbehörden schützen, und zwar 

— im Rahmen der bestehenden Datenübermittlungen, 

— im Rahmen zu erwartender neuer Datenübermittlungen im 
Ausgleich für den Abbau der Grenzkontrollen? 

Für die Weitergabe von personenbezogenen Daten im grenzüber- 
schreitenden Datenverkehr gibt es eine Reihe von gesetzlichen 
Bestimmtmgen. Für den Justizbereich sowie die Sicherheitsbehör- 
den sind vor allem das Gesetz über die Internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen, die zahlreichen multi- oder bilateralen Rechtshüfe- 
abkommen mit anderen Staaten, das Bundeskriminalamtsgesetz 
sowie die Datenschutzgesetze zu nennen. 

Die Bundesregierung prüft im Zuge der gesetzgeberischen Über- 
legungen, ob und inwieweit weitere Rechtsvorschriften für die 
Sicherheitsbehörden im Bereich des grenzüberschreitenden 
Datenverkehrs geschaffen werden müssen. 

Im Interpol-Bereich ist das von der Generalversammlung der 
IKPO-Interpol im Dezember 1983 in Kraft gesetzte Interpol-Daten- 
statut hervorzuheben. Diese Richtlinien sehen vor, daß bei Daten- 
übermittlungen an Interpol den schutzwürdigen Belangen des 
Betroffenen im größtmöghchen Umfang Rechnung getragen wird. 

Im Rahmen von Verhandlungen mit den bzw. einzelnen EG- 
Staaten wird ferner überlegt, welche Ausgleichsmaßnahmen im 
Zuge des Abbaus oder der Erleichterung von Grenzkontrollen 
notwendig sind. Soweit sich dabei die Notwendigkeit erheblicher 
Änderungen im Informationsaustausch ergeben sollte, strebt die 
Bundesregierung den Abschluß entsprechender völkerrechthcher 
Vereinbarungen an, die ggf. der innerstaathchen Ratifizierung 
bedürfen. Das würde etwa für die Schaffung einer 
Fahndungsunion gelten. 


19. Welche Einwirkungsmöglichkeiten und Schutzansprüche des 
Betroffenen (Rechtsschutz gewährleistung, Auskunfts-, Berich- 
tigungs-, Löschungsansprüche, Benachrichtigungspflicht) müssen 
nach Ansicht der Bundesregierung geschaffen werden, um der 
Forderung des Bundesverfassungsgerichts nach organisatorischen 
und verfahrensrechtiichen Vorkehnmgen zu genügen? 


Die Frage, auf welche Art und Weise der Forderung des Bundes- 
verfassungsgerichts nach organisatorischen und verfahrensrecht- 
hchen Schutzvorkehrungen entsprochen werden kann, wird im 
Zuge der Gesetzgebungsarbeiten an den Querschnitts- und Fach- 
gesetzen mit geprüft. 


20. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, um die 
vom Bundesverfassungsgericht als besonders bedeutsam bezfeich- 
nete rechtzeitige Beteüigungs- und Kontrollmöglichkeit des Daten- 
schutzbeauftragten zu verstärken? 
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Wie bereits in der Stellungnahme der Bundesregierung gegen- 
über dem Innenausschuß des Deutschen Bundestages vom 
25. April 1984 zu den Auswirkungen des Volkszählungsurteils 
ausgeführt, ist zu prüfen, wie die Stellung der Datenschutzbeauf- 
tragten weiter gestärkt werden kann. Ansätze zu einer solchen 
Verstärkung sind bereits in den beiden Referentenentwürfen des 
Bundesministeriums des Innern zur Änderung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes (Entwurf vom 31. März 1982 und Entwurf vom 
23. Juni 1983) enthalten. Die Überlegungen zu dieser Frage sind 
noch nicht abgeschlossen. 
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